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Die Corona-Pandemie hat seit dem Frühjahr dieses Jahres massive gesellschaftliche Auswir-
kungen nach sich gezogen. Ökonomisch war ein drastischer Einbruch in der Wirtschaftsleistung 
zu verzeichnen, dramatischer noch als nach der Finanzkrise 2008/2009. Auch wenn sich die 
Wirtschaft gegenwärtig wieder zu erholen scheint, gilt das keineswegs für alle Branchen. Zwar 
ist die bundesdeutsche Wirtschaft bislang besser durch die Krise gekommen als viele andere 
Volkswirtschaften in Europa, die sozialen, arbeitsmarktlichen und arbeitsorganisatorischen 
Dimensionen der Corona-Pandemie werden dabei allerdings vernachlässigt.

Pandemie legt soziale Schieflage offen
 
Bundes- und Landespolitik haben politisch schnell und finanziell massiv auf die Pandemie reagiert und um-
fangreiche Förder- und Hilfspakete auf den Weg gebracht. Das entspricht dem, was Gewerkschaften immer 
gefordert haben: einen handlungsfähigen Staat. Ausgemacht ist allerdings noch nicht, ob damit auch die 
dauerhafte Abkehr vom Mantra der „schwarzen Null“ verbunden ist.

Die ersten Monate der Pandemie haben eines überdeutlich gemacht: Ein entwickelter und handlungsfähiger 
Sozialstaat ist Garant dafür, dass viele Menschen in Deutschland bisher vergleichsweise glimpflich durch die 
Corona-Pandemie gekommen sind bzw. damit verbundene Einschnitte abgefedert werden konnten. Dies gilt 
sowohl für die unmittelbare medizinische Versorgung im Gesundheitssektor als auch beispielsweise für die 
Abfederung finanzieller Einkommensverluste durch das Kurzarbeitergeld oder Soforthilfen für Familien.

Allerdings: Die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse  
ändern sich durch die Pandemie nicht grundlegend. 

In der Corona-Krise zeigen sich die sozialen Spaltungen wie in einem Brennglas und legen die zum Teil 
erheblichen Ungleichheiten offen oder verstärken sie gar noch. Nach einer Erwerbstätigenbefragung der 
Hans-Böckler-Stiftung mussten knapp ein Drittel der Erwerbstätigen Einbußen beim Einkommen hinnehmen. 
Die Branchen sind dabei unterschiedlich betroffen. Über drei Viertel der Beschäftigten im Gastgewerbe mussten 
Einkommensverluste verzeichnen, im Verarbeitenden Gewerbe sind es knapp vierzig Prozent.

Die Beschäftigungsbedingungen zeigen während  
der Pandemie ein klares Bild: Aus prekär wird prekärer.

Die massivsten Einkommensverluste haben Beschäftigte in Leiharbeit zu verzeichnen, ein fast ebenso hohes 
Minus gibt es bei geringfügig Beschäftigten. Auf der anderen Seite zeigt sich aber auch, dass Beschäftigte, die 
Gewerkschaftsmitglieder sind und in Betrieben mit Tarifverträgen arbeiten, weniger stark von den Einkom-
mensverlusten betroffen sind. 

Als Zwischenfazit lässt sich ziehen: Tarifverträge schützen nicht nur in „normalen“ Zeiten, sondern sind gerade 
in Krisen Garant für Stabilität und Sicherheit bei Einkommen und Arbeitsbedingungen. 

Oder: #MitGewerkschaftBesser!

Trotz des gesetzlichen Mindestlohnes, der nach jahrelangen Forderungen der Gewerkschaften 2015 eingeführt 
wurde, ist der Niedriglohnsektor in Deutschland immer noch einer der größten in Europa. In der Corona-Krise 
zeigt sich zweierlei: Zum einen sind Beschäftigte im Niedriglohnsektor von den ökonomischen Folgen der 
Pandemie besonders betroffen. Zum anderen hat die Pandemie offen gelegt, dass gerade viele der Berufe, die 
zurecht als „systemrelevant“ für unsere Gesellschaft gelten, schlecht bezahlt werden. Die jüngst abgeschlos-
sene Tarifrunde im Öffentlichen Dienst verdeutlicht, dass an diesem Missverhältnis seitens der öffentlichen 
Arbeitgeber nicht grundsätzlich gerüttelt wird. Dies gilt trotz der ausgehandelten überproportionalen Tariferhö-
hung für das Pflegepersonal.

Obwohl bejubelt, hat sich an der realen Einkommenssituation der „Held*innen des Alltags“ wenig zum 
Positiven verändert. Die „systemrelevanten“ Beschäftigten arbeiten im Bereich der Versorgung von der Land-
wirtschaft und der Produktion von Nahrungsmitteln und anderen Gütern des täglichen Bedarfs über den 
Einzelhandel bis hin zum Bereich der öffentlichen Infrastruktur. Der Niedriglohnbereich ist in diesen Branchen 
stärker ausgeprägt als in anderen Bereichen.

Das Ausnutzen von staatlichen Unterstützungen zeigt sich in der Automobilzulieferindustrie. Obwohl Betriebe 
in den letzten Jahren massive Gewinne erzielt haben und Kurzarbeitergeld der Beitragszahler*innen aus der 
Arbeitslosenversicherung bereitgestellt wurde, sollen massiv Arbeitsplätze abgebaut werden. Verlagerungen 
und Arbeitsplatzabbau sind offensichtlich die einzigen Reaktionen einiger Betriebe auf die Krise. Dabei wird die 
Corona-Pandemie oft als willkommener Anlass für ohnehin längst geplante Verlagerungen und den Abbau von 
Arbeitsplätzen benutzt.

In den Fokus der Öffentlichkeit gerieten durch die Corona-Pandemie erneut die Arbeitsbedingungen in der 
Schlacht- und Fleischverarbeitungswirtschaft. Mit einer Gesetzesinitiative zum Verbot von Werkverträgen und 
der Regulierung der Arbeitsbedingungen wurde nun endlich auf die ausbeuterischen Arbeitsbedingungen der 
Beschäftigten in dieser Branche reagiert. 

Gleiche Regulierungen sind nötig bei Erntehelfer*innen in der Landwirtschaft sowie in der Paketzustellung.
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Angriffe auf Sozialstaat und  
erkämpfte Rechte von Arbeitnehmer*innen
 
Die Maßnahmen zur Abfederung der Corona-Pandemie haben auf der einen Seite deutlich gezeigt, dass der 
Sozialstaat in der öffentlichen Wertschätzung eine Art Comeback erfahren hat. Schließlich haben viele Be-
schäftigte konkret erfahren, dass die Folgen der Krise einigermaßen, wenn auch mit sozialer Schieflage, sozial 
abgefedert wurden. Vor allem Kurzarbeit trägt dazu bei, Massenarbeitslosigkeit zu verhindern.

Trotz oder gerade wegen dieser Stabilisierungsfunktionen des Sozialstaates mehren sich wieder Angriffe 
derjenigen, denen ein entwickelter Sozialstaat schon immer ein Dorn im Auge war. Die Argumente der Wirt-
schaftsliberalen sind die gleichen wie seit Jahrzehnten, die Begründungen für ihre Positionen werden nun um 
„Corona“ erweitert.

Dies zeigte sich schon im Frühjahr dieses Jahres, als Wirtschaftsliberale die Grundrente kurz vor der Verabschie-
dung im Bundestag zu verhindern versuchten. Die Begründung: Nicht finanzierbar wegen Corona.

Ein ähnliches Argumentationsmuster gab es in der Mindestlohnkommission. Auch hier wurde seitens der 
Arbeitgeber eine deutliche Anhebung des Mindestlohnes abgelehnt. Die Begründung: Nicht finanzierbar wegen 
Corona.

Die Corona-Krise hat die Schieflage zwischen Kapital und Arbeit noch verschärft. Die Positionierungen zeigen, 
dass sich Wirtschaftsliberale, Arbeitgeberverbände und Unternehmen betrieblich und gesellschaftspolitisch in 
Stellung bringen.

Bereits im Mai 2020 hat die Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft in einem „Strukturpaket“ ihren Fahrplan 
festgelegt. Sie fordert u.a. die Flexibilisierung des Arbeitsrechts, die Lockerung des Kündigungsschutzes, die 
Erleichterung von Befristungen, die Ausweitung der Arbeitszeit, eine Deckelung der Sozialabgaben auf die 
sattsam bekannten 40 Prozent sowie eine „Entbürokratisierung“ des Betriebsverfassungsgesetzes. Das alles 
sind Maßnahmen, die die Kräfteverhältnisse zwischen Kapital und Arbeit weiter zugunsten der Kapitalseite 
verschieben würden.

Gleichzeitig gibt es zunehmend Versuche, über die Ausweitung der Sonntagsöffnungen Beschäftigte weiter zu 
belasten. Davon wären vor allem diejenigen betroffen, die schon zu Beginn der Pandemie im Einzelhandel oder 
Verkauf besonderen Strapazen ausgesetzt waren.

Mit diesen Vorstellungen sind die Linien der Auseinandersetzungen vorgezeichnet: Auf der einen Seite eine 
weitere Kürzung von sozialstaatlichen Leistungen und weitere Beschränkungen von Arbeitnehmer*innenrech-
ten. Auf der anderen Seite die Weiterentwicklung und Stärkung des (Sozial-)Staates zugunsten der Mehrheit 
der abhängig Beschäftigten.

#MitGewerkschaftBesser
 
Die Corona-Pandemie hat einmal mehr gezeigt: Zusammen ist man nicht allein! Das gilt nicht nur für einen 
Hausstand im Fall eines Lockdowns, sondern noch viel dringlicher bei Arbeit und Einkommen.

Einige Beispiele:
	Die Gewerkschaften haben sich erfolgreich – um nur ein besonders wichtiges Instrument zu benennen – für 
Kurzarbeitergeld mit Aufstockung und eine Verlängerung der Bezugszeiten eingesetzt. Zwischenzeitlich ist 
beschlossen, dass das Kurzarbeitergeld statt bislang zwölf nun 24 Monate gewährt wird und die Aufzah-
lung auf das Kurzarbeitergeld ebenfalls weiter besteht.

	 In einigen Branchen ist es gelungen, das Kurzarbeitergeld tariflich oder betrieblich auf bis zu 100 Prozent 
aufzustocken. Dies ist Ausdruck des Engagements und der Durchsetzungsfähigkeit von Gewerkschaften und 
Betriebsräten zur konkreten Verbesserung der Einkommenssituation der Beschäftigten.

	Auch wenn der Mindestlohn noch immer zu gering ist, ist es den Gewerkschaften gelungen, in der Min-
destlohnkommission eine Erhöhung des Mindestlohnes durchzusetzen, und zwar trotz der Verweigerungs-
haltung der Arbeitgeber. Der gesetzliche Mindestlohn erhöht sich von derzeit 9,35 Euro je Stunde auf dann 
10,45 Euro im zweiten Halbjahr 2022.

	Die finanziellen Einbußen aufgrund der Corona-Pandemie sind überall dort geringer ausgefallen, wo 
Gewerkschaften Tarifverträge durchgesetzt und abgeschlossen haben. Wer Gewerkschaftsmitglied ist und 
einem Tarifvertrag unterliegt, für den oder die gilt entsprechend: #MitGewerkschaftBesser.

Dennoch bleibt noch viel zu tun. Die Positionierungen der Wirtschafts- und Arbeitgeberverbände und neoli-
beraler Politiker zeigen deutlich: Wir brauchen Engagement, Einsatz und Durchsetzungsfähigkeit in zentralen 
Feldern, damit die Interessen der abhängig Beschäftigten durchgesetzt werden können.
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Krisenlasten auf stärkere Schultern verteilen
#	 Beibehaltung des bisherigen Soli für die 10 %-Spitzenverdiener*innen und Umwandlung in  

Corona-Soli
#	 Erbschaftsteuer reformieren
#	 Steuerhinterziehung bekämpfen, dazu braucht es eine Personalmehrung der Finanzämter
#	 Aufstockung Finanzkontrolle Schwarzarbeit
#	 Unternehmen, die Staatshilfen erhalten, müssen Standortgarantien und Arbeitsplatzsicherheit  

gewähren und auf die Ausschüttung von Dividenden verzichten

Investitionen in (soziale) Infrastruktur,  
Energiewende und Klimaschutz
#	 Investitionspaket in Gesundheit (Krankenhausinfrastruktur) und Pflege
#	 Landesprogramm zur dauerhaften Stärkung der Gesundheits- und Gewerbeaufsichtsämter
#	 Landesprogramm zur Förderung regionaler Wertschöpfungs- und Zulieferketten
#	 Ausbau energetischer Gebäudesanierung
#	 Stärkung des ÖPNV durch einen Ausbau des Angebots, der Erhöhung der Attraktivität  

und perspektivisch der Einführung des 365-Euro-Tickets
#	 Ausbau von Schiene und Fahrradwegen
#	 Verdoppelung der bayerischen Förderung im sozialen Wohnungsbau
#	 Stärkung und Ausbau der digitalen Infrastruktur

Investitionen in Bildung und Ausbildung
#	 Ausweitung der Qualifizierungsmöglichkeiten für Beschäftigte
#	 Fortsetzung und finanzieller Ausbau des Paktes für berufliche Weiterbildung 4.0
#	 Transformationsberaterprojekt in allen Regierungsbezirken zur Unterstützung von Betriebs-  

und Personalräten im Strukturwandel
#	 Bildungszeitgesetz für die Möglichkeit zur Weiterqualifizierung
#	 Investitionen im Bildungsbereich, insbesondere zur Infrastrukturförderung (auch digital)
#	 mehr Lehrkräfte für kleinere Klassen
#	 Sicherung der Ausbildungsqualität und -quantität
#	 bessere finanzielle Unterstützung für Studierende

Stärkung der Binnennachfrage
#	 Aufstockung des Kurzarbeitergeldes und eine bessere Verknüpfung mit Qualifizierung sowie die  

Aufstockung durch Landesmittel
#	 Tariftreue- und Vergabegesetz: öffentliche Aufträge dürfen nur an die Unternehmen vergeben  

werden, die Beschäftigte nach Tarif bezahlen
#	 Stärkung der Tarifbindung im Freistaat, auch und gerade in den „systemrelevanten“ Bereichen  

wie Gesundheit, Pflege, Einzelhandel, Lebensmittelhandel, Logistik oder Reinigungsgewerbe
#	 Zurückdrängung prekärer Beschäftigungsverhältnisse, insbesondere der Minijobs
#	 bessere finanzielle Unterstützung von Solo-Selbständigen
#	 Verkürzung der Arbeitszeit – wie beispielsweise eine 4-Tage-Woche – als Antwort auf  

Massenentlassungen wie von einigen Betrieben der Automobil(zuliefer)branche  
angekündigt 

#	 Durchsetzung von Schutzgesetzen für Beschäftigte in Schlachthöfen, der  
Fleischverarbeitung und bei Erntehelfer*innen sowie in der Paketzustellung

Unsere Forderungen:



Alle diese Maßnahmen sind aus unserer Sicht Bestandteile eines umfassenden bayerischen Konjunkturpro-
grammes zur aktuellen Krisenbewältigung. Alle diese Maßnahmen müssen sozial gerecht, solidarisch und 
beschäftigungssichernd sein.

Für den DGB Bayern steht der sozial-ökologische Umbau der Wirtschaft im Zentrum. Ziel muss es ein, Wirt-
schaftskreisläufe wieder in Schwung zu bringen sowie gute und nachhaltige Arbeitsplätze zu sichern und neue 
zu schaffen.

Mobile Arbeit, das hat sich in der Corona-Krise gezeigt, ist für viele Beschäftigte attraktiv – und sie ist nicht 
unproduktiver als Präsenzarbeit, eher im Gegenteil. Allerdings braucht gerade Arbeit im Homeoffice klare tarif-
vertragliche Regelungen zum Schutz der Beschäftigten. Die Grenzen zwischen Arbeit und Freizeit zum Schutz 
vor (Selbst-)Ausbeutung müssen klar erkennbar bleiben und eingehalten werden.

Bei der Finanzierung der Kosten der Corona-Pandemie ist ein Weg für den DGB Bayern zentral: Die Vermögens- 
und Einkommensstarken müssen stärker in die Finanzierung einbezogen werden. Für uns ist klar, dass erst eine 
sozial gerechte Lastenverteilung die gesellschaftliche Akzeptanz der einzelnen Corona-Maßnahmen erhöht.

Fatal wäre es, die Kosten der Corona-Pandemie durch Ausgabenkürzungen in der Daseinsvorsorge, insbesonde-
re im Sozialbereich, im Öffentlichen Dienst oder bei Infrastrukturmaßnahmen zu kompensieren.

Als Maßnahmen zur Heranziehung der „breiteren Schultern“ zur Finanzierung der Krisenlasten sind eine Erhö-
hung der Reichensteuern, die Wiedereinführung der Vermögensteuer und eine „Corona-Vermögensabgabe“ in 
Betracht zu ziehen.

Die Tilgungsdauer der Corona-bedingten Zusatzausgaben des Freistaates muss von 20 auf mindestens 40 Jahre 
erhöht werden. Das erleichtert in den Folgejahren die Investitionstätigkeit der öffentlichen Hand.

Das Corona-Virus kann medizinisch jede und jeden treffen. Die Folgen der Bekämpfung der Pandemie aber sind 
politische Entscheidungen, die verschiedene Bevölkerungsgruppen sozial und ökonomisch höchst unterschied-
lich belasten. Es muss alles getan werden, damit die Corona-Pandemie nicht zu einer noch tieferen sozialen 
Spaltung der Gesellschaft führt. Dies wäre auch politisch für unsere Demokratie verheerend. Stattdessen 
kommt es darauf an, soziale Ungleichheiten zu beseitigen sowie die Rechte der Beschäftigten zu wahren und 
auszubauen. 

Und das gelingt
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